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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich als Anlage 1 den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf einer Wehrbeschwerdeordnung 

(WBO) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 157. Sitzung am 20. April 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat er gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf einer Wehrbeschwerdeordnung 

(WBO) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§1 


Beschwerderecht 


(1) Der Soldat kann sich beschweren, wenn 
er glaubt, von Vorgesetzten oder von Dienst- 
stellen der Bundeswehr unrichtig behandelt 
oder durch pflichtwidriges Verhalten von Ka- 
meraden verletzt zu sein. 

(2) Der Soldat kann sich auch dann be- 
schweren, wenn ihm auf einen Antrag inner- 
halb von zwei Wochen ohne zureichenden 
Grund kein Bescheid erteilt worden ist. 

(3) Gegen dienstliche Beurteilungen findet 
eine Beschwerde nicht statt. Gemeinschaftliche 
Beschwerden sind unzulässig. 


§2 


Verbot nachteiliger Folgen 

Niemand darf dienstlich gemaßregelt oder 
benachteiligt werden, weil seine Beschwerde 
nicht auf dem vorgeschriebenen Weg oder 
nicht fristgerecht eingelegt worden ist oder 
weil er eine unbegründete Beschwerde erho- 
ben hat. 


§3 


Wirkung der Beschwerde 


(1) Die Beschwerde hat keine auf schiebende 
Wirkung. Die Einlegung der Beschwerde be- 
freit Insbesondere nicht davon, einen Befehl, 
gegen den sich die Beschwerde richtet, auszu- 
führen. § 11 des Soldatengesetzes vom 

19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 111) 
bleibt unberührt. 


(2) Die für die Entscheidung zuständige 
Stelle kann die Ausführung des Befehls oder 
die Vollziehung einer Maßnahme bis zur Ent- 
scheidung über die Beschwerde aussetzen; sie 
kann auch andere einstweilige Maßnahmen 
treffen. 


§4 


Vermittlung und Aussprache 


(1) Der Beschwerdeführer kann vor Einle- 
gung der Beschwerde einen Vermittler anru- 
fen, wenn er sich persönlich gekränkt fühlt 
und ihm ein gütlicher Ausgleich möglich er- 
scheint. 

(2) Der Vermittler darf frühestens nach Ab- 
lauf einer Nacht und muß innerhalb einer Wo- 
che, nachdem der Beschwerdeführer von dem 
Beschwerdeanlaß Kenntnis erhalten hat, ange- 
rufen werden. 


(3) Als Vermittler wählt der Beschwerde- 
führer einen Soldaten, der sein besonderes 
Vertrauen genießt und an der Sache selbst 
nicht beteiligt ist. Der als Vermittler Ange- 
rufene darf die Durchführung der Vermitt- 
lung nur aus zwingenden Gründen ablehnen. 
Unmittelbare Vorgesetzte des Beschwerdefüh- 
rers oder des Verklagten und der Vertrauens- 
mann dürfen die Vermittlung nicht überneh- 
men. 

(4) Der Vermittler soll sich In persönlichem 
Benehmen mit den Beteiligten mit dem Sach- 
verhalt vertraut machen und sich um einen 
Ausgleich bemühen. 

(5) Bittet der Beschwerdeführer den Ver- 
klagten vor der Vermittlung oder anstelle 
einer Vermittlung um eine Aussprache, so hat 
der Verklagte ihm Gelegenheit zur Darlegung 
seines Standpunktes zu geben. 



§5 

Einlegung der Beschwerde 

(1) Die Beschwerde ist bei dem nächsten 
Disziplinarvorgesetzten des Beschwerdeführers 
oder bei der für die Entscheidung sonst zu- 
ständigen Stelle einzulegen. 

(2) Soldaten, die in einem Lazarett liegen, 
können Beschwerden auch bei dem leitenden 
Sanitätsoffizier des Lazaretts einlegen. Sol- 
daten in Arrest- oder Strafanstalten können 
Beschwerden auch bei einem militärischen An- 
staltsvorgesetzten einlegen. 

(3) Ist der nächste Disziplinarvorgesetzte 
oder sind die in Absatz 2 genannten Stellen 
nicht selbst zur Entscheidung über eine bei 
ihnen eingelegte Beschwerde zuständig, so 
haben sie diese unverzüglich mit ihrer Stel- 
lungnahme der zuständigen Stelle unmittelbar 
zuzuleiten. 


(2) Die Pflicht des Vorgesetzten, im Rah- 
men seiner Dienstaufsicht Mängel abzustellen, 
bleibt bestehen. 

§9 

Zuständigkeit für den Beschwerdebesdieid 

(1) Über die Beschwerde entscheidet der 
Disziplinarvorgesetzte oder die Behörde der 
Wehrverwaltung, die den Gegenstand der Be- 
schwerde zu beurteilen haben. 

(2) Hat das Unterstellungsverhältnis des 
Verklagten gewechselt, und richtet sich die Be- 
schwerde gegen seine Person, so geht die Zu- 
ständigkeit auf den neuen Vorgesetzten des 
Verklagten über. 

(3) Ist zweifelhaft, wer von mehreren Vor- 
gesetzten zuständig ist, so bestimmt der näch- 
ste gemeinsame Vorgesetzte, wer zu entschei- 
den hat. 


Sb 


Frist und Form der Beschwerde 


(1) Die Beschwerde darf frühestens nach 
Ablauf einer Nacht und muß binnen zwei 
Wochen eingelegt werden, nachdem der Be- 
schwerdeführer von dem Beschwerdeanlaß 
Kenntnis erhalten hat. 

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder 
mündlich einzulegen. Wird sie mündlich vor- 
getragen, so ist eine Niederschrift zu fertigen, 
die vom Beschwerdeführer unterschrieben wer- 
den muß. 


§7 

Fristversäumnis 

Wird der Beschwerdeführer an der Einhal- 
tung einer Frist durch militärischen Dienst, 
durch Naturereignisse oder andere unabwend- 
bare Zufälle gehindert, so läuft die Frist erst 
drei Tage nach Beseitigung des Hindernisses 
ab. 


§8 


Zurücknahme der Beschwerde 


(1) Die Beschwerde kann jederzeit durch 
schriftliche Erklärung zurückgenommen wer- 
den, Die Erklärung ist gegenüber dem näch- 
sten Disziplinarvorgesetzten oder der für die 
Entscheidung sonst zuständigen Stelle abzu- 
geben. Die Beschwerde ist dadurch erledigt. 


§ 10 

Vorbereitung der Entscheidung 

(1) Der entscheidende Vorgesetzte hat den 
Sachverhalt durch mündliche oder schriftliche 
Verhandlungen zu klären. Er kann die Auf- 
klärung des Sachverhalts einem Offizier über- 
tragen. Über den Inhalt mündlicher Verhand- 
lungen ist ein kurzer zusammenfassender Be- 
richt zu fertigen. 

(2) Bei Beschwerden in fachdienstlichen An- 
gelegenheiten ist die Stellungnahme der nächst- 
höheren Fachdienststelle einzuholen, wenn 
diese nicht selbst für die Entscheidung zustän- 
dig ist. 

(3) Betrifft die Beschwerde Fragen des in- 
neren Dienstbetriebes, der Fürsorge, der Be- 
rufsförderung, des außerdienstlichen Gemein- 
schaftslebens oder persönliche Kränkungen, so 
soll der Vertrauensmann gehört werden. 


§ 11 


Beschwerden bei abgesetzten Truppenteilen 

Ist der für die Entscheidung zuständige Dis- 
ziplinarvorgesetzte bei abgesetzten Truppen- 
teilen, an Bord von Schiffen oder in ähnlichen 
Fällen nicht anwesend und auf dem gewöhn- 
lichen Postwege schriftlich nicht erreiAbar, so 
gilt folgendes: 

a) Der Beschwerdeführer kann die Beschwerde 
einlegen, sobald die Behinderung wegge- 
fallen ist. Die Frist für die Einlegung der 
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Besdiwerde läuft in diesem Falle erst drei 
Tage nadi Beseitigung des Hindernisses ab. 

b) Die Beschwerde kann auch bei dem höch- 
sten anwesenden Offizier eingelegt wer- 
den. Dieser hat die Entscheidung der Be- 
schwerde gemäß § 10 vorzubereiten und 
die Akten nach Behebung des Hindernisses 
unverzüglich der für die Entscheidung zu- 
ständigen Stelle zuzuleiten. Er kann Maß- 
nahmen gemäß § 3 Abs. 2 treffen. 


§ 12 


Beschwerdebescheid 


(1) Über die Beschwerde wird schriftlich 
entschieden. Der Bescheid ist zu begründen. Er 
ist dem Beschwerdeführer gegen Empfangs- 
schein auszuhändigen oder nach den sonstigen 
V orschrif ten des V erwaltungszustellungsge- 
setzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 379) zuzustellen und auch dem Verklagten 
mitzu teilen. In einem ablehnenden Bescheid 
ist der Beschwerdeführer über den zulässigen 
Rechtsbehelf, die Stelle, bei der der Rechts- 
behelf einzulegen ist, und die einzuhaltende 
Frist schriftlich zu belehren. 

(2) Soweit eine straf gerichtlich zu verfol- 
gende Handlung Gegenstand der Beschwerde 
ist, ist die Angelegenheit unverzüglich an die 
zuständige Strafverfolgungsbehörde abzuge- 
ben. Dem Beschwerdeführer ist die Abgabe 
mitzuteilen. Soweit die Beschwerde durch den 
Ausgang des Strafverfahrens nicht erledigt 
wird, ist sie weiter zu behandeln. 

(3) Ist die Beschwerde nicht auf dem vor- 
geschriebenen Weg oder in der vorgeschriebe- 
nen Frist eingelegt worden, so ist sie unter 
Hinweis auf diese Mängel zurückzuweisen. Ihr 
ist trotzdem nachzugehen; soweit erforderlich, 
ist für Abhilfe zu sorgen. 


§ 13 

Inhalt der Entscheidung 

(1) Soweit die Beschwerde sich als begrün- 
det erweist, ist ihr stattzugeben und für Ab- 
hilfe zu sorgen. Dabei sind unzulässige oder 
unsachgemäße Befehle oder Maßnahmen auf- 
zuheben oder abzuändern. Ist ein Befehl be- 
reits ausgeführt oder sonst erledigt, ist aus- 
zusprechen, daß er nicht hätte ergehen dürfen- 
Zu Unrecht unterbliebene Maßnahmen sind, 
soweit noch möglich, nachzuholen, zu Unrecht 
abgelehnte Gesuche oder Anträge zu geneh- 
migen. 


(2) Ergibt sich, daß ein Dienstvergehen vor- 
liegt, so ist nach der Wehrdisziplinarordnung 
zu verfahren. Dem Beschwerdeführer ist die 
getroffene disziplinäre Entscheidung mitzu- 
teilen. 

(3) Soweit die Beschwerde nicht begründet 
ist, ist sie zurückzuweisen. 

§14 

Umfang der Untersuchung 

Die Untersuchung der Beschwerde ist stets 
darauf zu erstrecken, ob mangelnde Dienstauf- 
sicht oder sonstige Mängel im dienstlichen Be- 
reich vorliegen. 


§ 15 

Verfahren 

bei Beendigung des Dienstverhältnisses 

Ist zur Zeit der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses des Beschwerdeführers eine Be- 
schwerde eingelegt, so wird die Fortsetzung 
des Verfahrens durch die Beendigung des 
Dienstverhältnisses nicht berührt. 

§ 16 

Weitere Beschwerde 

(1) Gegen den Beschwerdebescheid kann 
der Beschwerdeführer binnen zwei Wochen 
nach dessen Bekanntgabe (§ 12) weitere Be- 
schwerde einlegen. 

(2) Die weitere Beschwerde kann auch ein- 
gelegt werden, wenn über die Beschwerde in- 
nerhalb eines Monats nicht entschieden wor- 
den ist. 

(3) Für die Entscheidung über die weitere 
Beschwerde ist der nächsthöhere Disziplinar- 
vorgesetzte oder die nächsthöhere Behörde der 
Wehrverwaltung zuständig. 

(4) Für die weitere Beschwerde gelten die 
Vorschriften über die Beschwerde entspre- 
chend. 


§ 17 


Verwaltungsgerichtliches Vorverfahren 


(1) Soweit gemäß § 59 des Soldatengeset- 
zes der Verwaltungsreditsweg gegeben ist, tritt 
das Beschwerdeverfahren an die Stelle des Vor- 
verfahrens. 


(2) Die Beschwerde kann in diesen Fällen 
auch bei der Stelle eingelegt werden, deren 
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Entscheidung angefochten wird. Hält diese 
Stelle die Beschw^erde für begründet, so hilft 
sie ihr ab. Andernfalls legt sie die Beschwerde 
der zur Entscheidung zuständigen Stelle vor,. 

(3) Das für die Anfechtungsklage zustän- 
dige Gericht kann schon vor Erhebung der 
Klage auf Antrag des Beschwerdeführers die 
aufschiebende Wirkung anordnen. Ist die 
Maßnahme im Zeitpunkt der Entscheidung 
schon vollzogen, so kann das Gericht die Auf- 
hebung der Vollziehung anordnen. 

(4) Hält das angerufene Gericht die Zu- 
ständigkeit der Wehrdisziplinarkammer für 
gegeben, so verweist es die Sache an die zu- 
ständige Wehrdisziplinarkammer. Die Ent- 
scheidung ist für die Wehrdisziplinarkammer 
bindend. 

§18 

Antrag 

auf Entscheidung der Wehrdisziplinarkammer 

(1) Ist die weitere Beschwerde erfolglos ge- 
blieben, so kann der Beschwerdeführer die 
Entscheidung der Wehrdisziplinarkammer 
(§§ 52 bis 58 der Wehrdisziplinarordnung 

vom — Bundesge- 

setzbl. IS.... — ) beantragen, wenn seine 
Beschwerde eine Verletzung seiner Rechte oder 
eine Verletzung von Pflichten eines Vorge- 
setzten ihm gegenüber zum Gegenstand hat, 
die im Zweiten Unterabschnitt des Ersten Ab- 
schnittes des Soldatengesetzes mit Ausnahme 
der §§ 24, 25, 30 und 31 geregelt sind. Der 
Antrag kann auch gestellt werden, wenn über 
die weitere Beschwerde innerhalb eines Mo- 
nats nicht entschieden worden ist. 

(2) Nach Ablauf eines Jahres seit Einlegung 
der weiteren Beschwerde ist die Anrufung der 
Wehrdisziplinarkammer ausgeschlossen. § 7 
gilt entsprechend. 

(3) Mit dem Antrag kann nur geltend ge- 
macht werden, daß eine dienstliche Maßnahme 
oder Unterlassung rechtswidrig sei. Rechtswi- 
drigkeit ist auch gegeben, wenn der Beschwer- 
deführer durch Überschreitung oder Miß- 
brauch dienstlicher Befugnisse verletzt ist. 

(4) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wo- 
chen nach Bekanntgabe des ablehnenden Be- 
scheids bei dem Vorgesetzten, der über die 
weitere Beschwerde entschieden hat, schriftlich 
einzureichen oder zur Niederschrift zu erklä- 
ren und zu begründen. Die Frist wird auch 
gewahrt, wenn der Antrag bei dem nächsteii 
Disziplinarvorgesetzten eingelegt wird. Der 


Vorgesetzte legt den Antrag mit seiner Stel- 
lungnahme der Wehrdisziplinarkammer vor. 
Zuständig ist die Wehrdisziplinarkammer, die 
für den Befehlsbereich errichtet ist, zu dem der 
Truppenteil oder die Dienststelle des Be- 
schwerdeführers bei Stellung des Antrages ge- 
hört. 

(5) Der Antrag hat keine aufschiebende 
Wirkung. Die Wehrdisziplinarkammer, in 
dringenden Fällen ihr Vorsitzender, kann die 
aufschiebende Wirkung anordnen. Die Anord- 
nung kann schon vor Stellung des Antrages 
auf gerichtliche Entscheidung getroffen wer- 
den, wenn der zuständige Disziplinarvorge- 
setzte die Aussetzung nach § 3 Abs. 2 abge- 
lehnt hat. 

§ 19 

Verfahren der Wehrdisziplinarkammer 

(1) Für die Besetzung der Wehrdisziplinar- 
kammer (§ 56 der Wehrdisziplinarordnung) 
ist der Dienstgrad des Beschwerdeführers maß- 
gebend. 

(2) Die Wehrdisziplinarkammer hat von 
Amts wegen den Sachverhalt aufzuklären. Sie 
kann Beweise wie im disziplinargerichtlichen 
Verfahren erheben. Sie entscheidet ohne münd- 
liche Verhandlung endgültig durch Beschluß. 
Die Entscheidung ist zu begründen. § 17 Abs. 
5 gilt entsprechend. 

(3) Die Wehrdisziplinarkammer kann 
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung 
dem Wehrdisziplinarsenat zur Entscheidung 
vorlegen, wenn nach ihrer Auffassung die 
Fortbildung des Rechts oder die Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung es erfor- 
dert. Der Wehrdisziplinarsenat entscheidet 
mit drei richterlichen Mitgliedern einschließ- 
lich des Vorsitzenden und zwei militärischen 
Beisitzern durch Beschluß. Die Entscheidung 
des Wehrdisziplinarsenats ist in der vorliegen- 
den Sache für die Wehrdisziplinarkammer 
bindend. 

§ 20 

Inhalt der Entscheidung 

(1) Hält die Wehrdisziplinarkammer einen 
Befehl oder eine Maßnahme, gegen die sich 
der Antrag richtet, für rechtswidrig, so hebt 
sie den Befehl oder die Maßnahme auf. Ist ein 
Befehl bereits ausgeführt oder anders erledigt. 
Ist auszusprechen, daß er rechtswidrig war. 
Hält die Wehrdisziplinarkammer die Ableh- 
nung eines Antrages oder die Unterlassung 



einer Maßnahme für rechtswidrig, so spricht 
sie die Verpflichtung aus, dem Antrag zu ent- 
sprechen oder unter Beachtung der Rechtsauf- 
fassung des Gerichts anderweit tätig zu wer- 
den. 

(2) Ist der Beschwerdeführer durch ein 
Dienstvergehen verletzt worden, so spricht die 
Wehrdisziplinarkammer auch die Verpflich- 
tung aus, nach Maßgabe der Wehrdisziplinar- 
ordnung zu verfahren. 

§21 

Anrufung 

des Bundesministers für Verteidigung 

(1) Ist die weitere Beschwerde erfolglos ge- 
blieben, so kann der Beschwerdeführer den 
Bundesminister für Verteidigung anrufen. Die 
Anrufung ist nur zulässig, wenn er keinen An- 
trag auf Entscheidung der Wehrdisziplinar- 
kammer gestellt hat und die dafür vorgesehene 
Frist abgelaufen ist. Die Anrufung muß bin- 
nen weiterer zwei Wochen erfolgen. 

(2) Hat der Beschwerdeführer die Entschei- 
dung der Wehrdisziplinarkammer beantragt 
oder die Klage zum Verwaltungsgericht erho- 
ben, so kann er den Bundesminister für Ver- 
teidigung anrufen, wenn sein Antrag als un- 
zulässig verworfen oder seine Klage als unzu- 


B e g r ü 

Allgemeines 

Die Wehrbeschwerdeordnung nimmt die Be- 
zeichnung der Beschwerdeordnung für die An- 
gehörigen der Wehrmacht wieder auf, die in 
der letzten Fassung im Jahre 1936 als Dienst- 
vorschrift vom Reichskriegsminister erlassen 
worden war. Die Beschwerdeordnung sah vor, 
daß die Beschwerde innerhalb von sieben Ta- 
gen vorgebracht werden mußte. Im Falle der 
Ablehnung konnte sie bei dem nächsthöheren 
Vorgesetzten wiederholt und bis zum Ober- 
befehlshaber hinauf fortgesetzt werden. Für 
Offiziere war die Möglichkeit eines Vermitt- 
lungsverfahrens vorgesehen. Die Beschwerde- 
ordnung war nicht anzuwenden auf Ansprü- 
che wegen unrichtiger Abfindung und bei Zu- 
widerhandlungen gegen Strafgesetze. Gegen- 
über der Regelung der früheren Beschwerde- 
ordnung enthält der vorliegende Entwurf in 
vieler Hinsicht grundsätzlidie Abweichungen. 


lässig abgewiesen worden ist. Die Frist für die 
Anrufung des Ministers beginnt mit der Zu- 
stellung der Entscheidung. 

(3) Die Vorschriften über die Einlegung der 
Beschwerde finden entsprechende Anwendung. 

§ 22 

Wehrdisziplinarsenat 

(1) Gegen eine Entscheidung oder eine Maß- 
nahme des Bundesministers für Verteidigung 
kann der Beschwerdeführer unmittelbar den 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. 
Soweit der Bundesminister für Verteidigung 
in den Fällen des § 21 eine Entscheidung ge- 
troffen hat, ist der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung nur zulässig, wenn ein neuer 
selbständiger Beschwerdegrund gegeben ist. 

(2) Die Vorschriften der §§18 bis 20 fin- 
den entsprechende Anwendung. Über den An- 
trag entscheidet der Bundesdisziplinarhof — 
Wehrdisziplinarsenate — (§ 59 der Wehrdis- 
ziplinarordnung). 

§23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 


n d u n g 

Nach Art. 19 Abs. 4 GG steht der Rechts- 
weg offen, wenn jemand durch die öffentliche 
Gewalt in seinen Rechten verletzt ist. Die An- 
wendung dieser Bestimmung im militärischen 
Bereich wirft neuartige Fragen auf. Das gilt 
nicht für die Ansprüche des Soldaten auf Be- 
soldung und Versorgung. Wegen solcher An- 
sprüche war schon früher der Rechtsweg ge- 
geben. Hier wird das Soldatengesetz nur inso- 
weit eine Änderung treffen, als an die Stelle 
des Rechtsweges vor dem ordentlichen Ge- 
richte der Verwaltungsrechtsweg treten wird. 
An die Verwaltungsgerichte sollen auch die 
Klagen wegen der statutarischen Rechte des 
Soldaten gehen, d. h. derjenigen Rechte, die 
seine Rechtsstellung bestimmen, wie z. B. Kla- 
gen über Begründung und Beendigung seines 
Dienstverhältnisses. Die Bundesregierung hat 
wiederholt ihre Absicht bekundet, den Grund- 
rechten auch im militärischen Bereich in wei- 
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testem Umfang Geltung zu verschaffen. Die- 
ser Absicht entspricht es, wenn in dem Ent- 
wurf der Rechtsweg auch eröffnet wird für die 
Fälle, in denen der Soldat im eigentlichen mili- 
tärischen Dienstbereich in seinen Rechten ver- 
kürzt wird. Dabei erscheint es allerdings nlchf 
angängig, für diese Falle den Rechtsweg vor 
den allgemeinen Verwaltungsgerichten zu er- 
öffnen, vielmehr Ist hierfür den durch die 
Wehrdisziplinarordnung geschaffenen Wehr- 
diszlpllnarkammern der Vorzug zu geben. 
Diese erscheinen für die hier in Frage stehen- 
den Entscheidungen besonders geeignet. Ihre 
Besetzung mit militärischen Beisitzern neben 
einem Berufsrichter gewährleistet, daß die Eir 
genart des militärischen Dienstes berücksich- 
tigt wird. Auch ist eine schnelle Entscheidung 
möglich, da die Organisation dieser Gerichte 
derjenigen der Bundeswehr angepaßt ist. Der 
Entwurf regelt das Verfahren der Wehrdiszi- 
plinarkammer für diese Fälle darüber hinaus 
so, daß es einerseits schnell durchgeführt wer- 
den kann, andererseits die notwendigen Ga- 
rantien eines gerichtlichen Verfahrens gegeben 
sind. 

Einem Antrag auf Entscheidung der Wehrdis- 
zipllnarkammer geht die Beschwerde an die 
militärischen Vorgesetzten vorher. 

Der Entwurf trifft eine besondere Regelung 
auch, soweit es sich um das Vorverfahren für 
den Verwaltungsrechtsweg handelt. An die 
Stelle des Vorverfahrens der geltenden Ver- 
waltungsgerichtsordnungen der Länder und 
der späteren Verwaltungsgerichtsordnung des 
Bundes soll für den Soldaten als Vorverfahren 
das Beschwerdeverfahren nach diesem Ent- 
wurf treten. Auf diese Welse soll dem Solda- 
ten die Verfolgung seiner Rechte im Verwal- 
tungsrechtsweg erleichtert werden. Nach der 
Regelung des Entwurfs kann er sicher sein, 
daß er in jedem Fall den richtigen Weg ein- 
schlägt, wenn er sich mit einer Beschwerde an 
seinen nächsten Disziplinarvorgesetzten wen- 
det, welcher Art auch sein Anliegen sein möge 
und welche Dienststelle oder welches Gericht 
letztlich darüber zu entscheiden habe. Dringt 
er mit der Beschwerde nicht ohne weiteres 
durch, so wird er auf die weiter gegebenen 
Möglichkeiten durch Rechtsmittelbelehrung 
hingewiesen. 

Das Verfahren der Beschwerde ist überdies 
einfacher und dem Soldaten vertrauter als das 
Vorverfahren für den Verwaltungsreditsweg. 
Die Vereinfachung und Vereinheitlichung des 
Vorverfahrens erscheint besonders im Hin- 
blick auf die Soldaten notwendig, die Ihren 
Grundwehrdienst leisten. In der Regel wer- 


den diese noch jungen Leute mit dem Verfah- 
rensrecht der Verwaltungsgerichtsordnungen 
nicht vertraut sein, so daß es ihnen gegenüber 
besonders angezeigt ist, ihnen die Verfolgung 
ihrer Rechte zu erleichtern. Für die Übergangs- 
zeit bis zum Inkrafttreten der Verwaltungs- 
gerichtsordnung des Bundes hat das hier vor- 
gesehene Vorverfahren schließlich den Vor- 
teil, daß der Soldat sich nicht nach den ver- 
schiedenen Bestimmungen über das Vorver- 
fahren der Verwaltungsgerichtsordnungen der 
Länder zu richten braucht. Das ist für den 
Soldaten deshalb besonders wichtig, weil er 
durch die mit dem militärischen Dienst ver- 
bundenen Versetzungen und Verlegungen 
häufiger in ein anderes Land kommt und da- 
mit ein anderes Verfahrensrecht an wenden 
müßte. 

Die Beschwerde dieses Entwurfs ist danach Im 
Gegensatz zu derjenigen der Beschwerdeord- 
nung der früheren Wehrmacht nicht nur 
Dienstaufsichtsbeschwerde. Sie ist als Einheits- 
beschwerde darüber hinaus zugleich das Vor- 
verfahren für Anträge auf Entscheidung der 
Wehrdiszipllnarkammer und für Anfechtungs- 
klagen vor den Verwaltungsgerichten. 

Der Entwurf sieht nur zwei Instanzen vor. In 
denen militärische Vorgesetzte über die Be- 
schwerde und die weitere Beschwerde zu ent- 
scheiden haben. Darin liegt eine weitere be- 
deutsame Abweichung von dem Beschwerde- 
recht der früheren Wehrmacht. Nach diesem 
konnte gegen eine Beschwerdeentscheidung 
weitere Beschwerde bei dem nächsthöheren 
Vorgesetzten und so fort bis zur höchsten In- 
stanz eingelegt werden. Nach dem Entwurf 
kann der Rechtsweg beschritten werden, wenn 
die weitere Beschwerde erfolglos geblieben ist. 
Für die noch verbleibende große Zahl der 
Aufsichtsbeschwerden, bei denen kein Raum 
für eine gerichtliche Entscheidung ist, well 
nicht über die Rechtmäßigkeit von dienstlichen 
Maßnahmen oder Unterlassungen zu urteilen 
Ist, sondern Fragen der Zweckmäßigkeit zur 
Erörterung stehen, kann nach der weiteren Be- 
schwerde unmittelbar der Bundesminister für 
Verteidigung angerufen werden. Der in einer 
solchen Regelung liegende Verzicht auf die 
Einhaltung des militärischen Dienstweges ist 
In Deutschland neu, hat aber In den Streit- 
kräften fremder Staaten Vorbilder. Die bis- 
herige Regelung führte dazu, daß der Sol- 
dat bei der Länge des militärischen Dienst- 
weges mit seinen Anliegen erst nach einem 
sehr langen Verfahren eine Entscheidung der 
zuständigen höchsten Instanz bekam. Die jet- 
zige Regelung bietet demgegenüber den Vor- 
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teil, daß die Beschwerden nach der nötigen 
Vorklärung durch die militärischen Instanzen 
unmittelbar zur Kenntnis des Bundesministers 
für Verteidigung gelangen können. Diesem 
wird so ein Mittel an die Hand gegeben, dar- 
über zu wachen, daß die vom Gesetzgeber oder 
von ihm festgelegten Grundsätze der inneren 
Führung in der Bundeswehr beachtet werden. 
Er kann durch unmittelbare Entscheidung rich- 
tunggebend eingreifen. Die Eröffnung der 
Möglichkeit für den Soldaten, die politisch 
verantwortliche letzte Instanz nach einem nur 
kurzen Vorverfahren anzurufen, dürfte dar- 
über hinaus dazu beitragen, daß das Vertrau- 
ensverhältnis zwischen dem Soldaten und der 
Bundeswehr sowie dem Staat überhaupt ge- 
stärkt und gefestigt wird. 

Die Verfahrensvorschriften sind im übrigen 
von dem Grundsatz beherrscht, die Beschwer- 
de zu erleichtern. Dieser Grundsatz war schon 
in der früheren Wehrmacht maßgebend, ist 
aber sonst im militärischen Bereich keine 
Selbstverständlichkeit, wie entsprechende Vor- 
schriften ausländisdier Streitkräfte und solche 
in Deutschland vor dem ersten Weltkrieg zei- 
gen. Der Grundsatz der Erleichterung der Be- 
schwerde wird gegenüber der bis 1945 gülti- 
gen Regelung noch weiter ausgedehnt. Die 
Bundeswehr, die den Schutz der freiheitlichen 
Lebensordnung sichern soll, muß selbst von 
dem Gedanken der Freiheit und des Rechts 
beherrscht sein. Die Einordnung und Unter- 
ordnung, die von dem Soldaten verlangt wird, 
soll ihn nicht zum rechtlosen Untertanen 
machen. Sein Verständnis für die Notwendig- 
keiten des militärischen Dienstes wird nur 
wachsen, wenn ihm die Verfolgung seiner 
Rechte erleichtert und garantiert wird. 

Besonderer Teil 

§ 1 enthält die materiellen Grundlagen des Be- 
schwerderechts. Abs. 1 bestimmt den persön- 
lichen Geltungsbereich dahin, daß die Be- 
schwerdeordnung nur für Soldaten gilt. Sie 
findet demgemäß keine Anwendung auf Be- 
schwerden von zivilen Bediensteten in der 
Truppe oder in der Wehrverwaltung und zwar 
auch dann nicht, wenn diese Soldaten unter- 
stellt sind. Abs. 1 will weiter zum Ausdruck 
bringen, daß das Beschwerderecht nur dem 
Soldaten gegeben ist, der beschwert ist. 

Zwei Fallgruppen, in denen das Beschwerde- 
recht gegeben ist, werden unterschieden: 

a) der Fall der unrichtigen Behandlung durch 
Vorgesetzte oder Dienststellen der Bun- 
deswehr, 


b) der Fall der Verletzung durch pflichtwi- 
driges Verhalten von Kameraden. 

Den Soldaten wird ein weiter Spielraum für 
die Einlegung der Beschwerde gegeben, indem 
die unrichtige Behandlung als deren Voraus- 
setzung angegeben wird. Hierher gehören 
nicht nur Beschwerden wegen rechtwidriger 
Befehle und Maßnahmen, sondern auch solche, 
bei denen die Zweckmäßigkeit bestritten wird. 
Auch die Fälle, in denen das beanstandete Ver- 
halten sich als ein Disziplinarverstoß darstellt, 
können Gegenstand der Beschwerde sein. 

Die Beschwerde wegen pflichtwidrigen Ver- 
haltens eines Kameraden enthält, systematisch 
gesehen, die Anzeige eines Diszipllnarversto- 
ßes. Sofern der Soldat durch einen solchen Dis- 
ziplinarverstoß verletzt ist, sofern also für ihn 
eine Beschwerde vorliegt, ist das Beschwerde- 
recht gegeben. Die Beurteilung des Diszipli- 
narverstoßes, der durch die Beschwerde zur 
Kenntnis der zuständigen Vorgesetzten ge- 
langt, richtet sich allein nach der WDO. 

Abs. 2 gibt dem Soldaten das Recht zur Be- 
schwerde für den Fall, daß ihm auf einen An- 
trag ohne zureichenden Grund kein Bescheid 
erteilt wird. Diese Beschwerdemöglichkeit hat 
eine gewisse Parallele in der Untätigkeits- 
klage der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Das 
Vorliegen einer Beschwerde ist auch hier Vor- 
aussetzung für den Rechtsbehelf. 

Abs. 3 schließt dienstliche Beurteilungen von 
der Beschwerde aus. Die dienstliche Beur- 
teilung ist ihrem Wesen nach einer Über- 
prüfung durch den höheren Vorgesetzten 
oder gar einer gerichtlichen Überprüfung 
nicht zugänglich. Anders liegt es, wenn In 
der Beurteilung Behauptungen tatsächlicher 
Art, die für den Soldaten ungünstig sind oder 
für Ihn nachteilig werden können, verwertet 
werden. Hier sieht das Soldatengesetz vor, 
daß der Soldat gehört und seine Äußerung 
zu den Personalakten genommen werden 
muß. Abs. 3 enthält weiter den Grundsatz, 
daß gemeinsame Beschwerden unzulässig sind. 
Vom Soldaten muß verlangt werden, daß er 
für seine Anliegen persönlich eintritt. Die 
Werbung für eine Sammelbeschwerde kann 
sich in hohem Maß disziplingefährdend aus- 
wirken. Die Bestimmung schließt nicht aus, 
daß mehrere Soldaten sich einzeln über den- 
selben Sachverhalt beschweren, von dem 
jeder von ihnen betroffen wird. 

§ 2 verbietet es, den Soldaten zu maßregeln 
oder ihn dienstlich zu benachteiligen, weil er 
eine fehlerhafte oder unbegründete Be~ 
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schwerde erhoben hat. Diese Bestimmung 
mag zunächst überflüssig erscheinen, da sie 
eine Selbstverständlichkeit regelt. In der Tat 
findet sich in entsprechenden Verfahrensord- 
nungen keine Parallele. Für den militärischen 
Bereich hat diese Vorschrift dennoch Bedeu- 
tung. Der Soldat ist verpflichtet, grundsätz- 
lich den Dienstweg einzuhalten. Verstößt er 
gegen diese Pflicht, begeht er einen Diszlpli- 
narverstoß. Mit der vorliegenden Vorschrift 
wird insoweit eine disziplinäre Ahndung oder 
sonst eine Maßregelung als Benachteiligung 
ausdrücklich untersagt. Die besondere Bedeu- 
tung der Vorschrift für den militärischen Be- 
reich erhellt auch daraus, daß andere Staaten 
die Verhängung von Disziplinarstrafen im 
Fall erfolgloser Beschwerde zulassen oder an- 
ordnen. Die Bestimmung schließt nicht aus, 
daß ein Beschwerdeführer zur Verantwor- 
tung gezogen wird, wenn er durch die Be- 
schwerde gegen ein Strafgesetz verstößt oder 
ein Dienstvergehen begeht, z. B. Kameraden 
oder Vorgesetzte verleumdet. 

§ 3 mißt der Beschwerde grundsätzlich keine 
aufschiebende Wirkung bei. Diese Regelung 
ist nötig, um Störungen des militärischen 
Dienstes durch Beschwerden zu verhindern. 

Abs. 1: Der wichtigste Anwendungsfall, in 
dem die aufschiebende Wirkung der Be- 
schwerde ausgeschlossen sein muß, nämlich 
der der Beschwerde gegen einen Befehl, ist 
zur Verdeutlichung besonders erwähnt. Die 
Vorschrift soll so für den Soldaten unmit- 
telbar verständlich werden. Es erscheint 
zweckmäßig, hier auch ausdrücklich auszu- 
sprechen, daß die Vorschrift des § 11 des 
Soldatengesetzes über Befehle, die nicht ver- 
bindlich sind, unberührt bleibt. 

Abs. 2: Wenn die Beschwerde regelmäßig 
keine aufschiebende Wirkung hat, so muß 
dem für die Entscheidung zuständigen Vor- 
gesetzten die Befugnis verliehen werden, die 
aufschiebende Wirkung anzuordnen. Auf 
diese Weise wird der Weg eröffnet, ohne 
Verzug Übelständen abzuhelfen. Die für die 
Entscheidung zuständige Stelle soll sich dabei 
nicht darauf zu beschränken brauchen, die 
Ausführung des beanstandeten Befehls auszu- 
setzen. Sie soll weiter befugt sein, auch sonst 
erforderliche einstweilige Maßnahmen zu 
treffen. So kann sie etwa eine Veränderung 
der Stubenbelegung oder eine Änderung der 
Diensteinteilung vornehmen oder die Ver- 
setzung des Beschwerdeführers oder des Ver- 
klagten anordnen. 


§ 4 eröffnet dem Beschwerdeführer die Mög- 
lichkeit, in besonderen Fällen vor der Be- 
schreitung des Beschwerdeweges durch An- 
rufung eines Vermittlers oder durch eine per- 
sönliche Aussprache einen gütlichen Aus- 
gleich herbeizuführen. 

Das Institut der Vermittlung war schon in 
der Beschwerdeordnung der früheren Wehr- 
macht enthalten, dort aber auf Offiziere be- 
schränkt. Es wird hier mit der Beschränkung 
auf Fälle persönlicher Kränkung allen Solda- 
ten eröffnet. Das durch solche Kränkungen 
gestörte Vertrauensverhältnis kann vielfach 
besser durch eine persönliche Aussprache 
oder durch Einschaltung eines Vermittlers 
wiederhergestellt werden als durch ein for- 
melles Beschwerdeverfahren. Die Ausdeh- 
nung der Vermittlung über die Fälle persön- 
licher Kränkung hinaus auf alle Beschwerden 
ist nicht angezeigt, da so die Gefahr ent- 
stehen würde, daß Mißstände nicht zur 
Kenntnis der für ihre Beseitigung zustän- 
digen Stellen gelangen. 

Abs. 2: Wenn es dem Beschwerdeführer auch 
freigestellt Ist, ob er einen Vermittler an- 
rufen will, so ist er, wenn er von dieser Mög- 
lichkeit Gebrauch macht, doch an Fristen ge- 
bunden. Hier ebenso wie bei der Einlegung 
der Beschwerde (§ 6) darf der Beschwerde- 
führer frühestens nach Ablauf einer Nacht 
Vorgehen. Damit wird eine bewährte Vor- 
schrift aus früheren Regelungen übernom- 
men; unüberlegte und voreilige Beschwerden 
werden so vermieden. 

Abs. 3 enthält näheiC Bestimmungen über 
den Vermittler. Der Beschwerdeführer kann 
als Vermittler einen Soldaten seines Ver- 
trauens wählen. Dieser darf jedoch einerseits 
an der Sache selbst nicht beteiligt sein, an- 
dererseits bei einem etwaigen späteren Be- 
schwerdeverfahren nicht zur Entscheidung 
oder Mitwirkung berufen sein. Demgemäß 
wird unmittelbaren Vorgesetzten der Be- 
teiligten und dem Vertrauensmann die Über- 
nahme der Vermittlung untersagt. 

Der als Vermittler Angerufene soll die Ver- 
mittlung nur aus zwingenden Gründen ab- 
lehnen dürfen. Er soll sich der verantwor- 
tungsvollen, vielfach schweren und undank- 
baren Aufgabe nicht ohne zwingenden Grund 
entziehen können. 

Der Entwurf verwendet hier erstmals zur Be- 
zeichnung desjenigen, gegen den sich die Be- 
schwerde richtet, den Begriff des „Verklag- 
ten^‘. Diese Bezeichnung mag im Rahmen 
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einer Beschwerdeordnung zunächst auffällig 
erscheinen, doch ist darauf hinzuweisen, daß 
sie schon in der Beschwerdeordnung der frü- 
heren Wehrmacht verwendet wurde. Es darf 
auch nicht übersehen werden, daß es zu Irr- 
tümern führen würde, wollte man hier die 
Bezeichnung „Beschwerdegegner" verwen- 
den; denn derjenige, gegen den sich die Be- 
schwerde richtet, ist nicht Partei des Ver- 
fahrens, als welche ein „Beschwerdegegner" 
in der Rechtssprache bezeichnet zu werden 
pflegt. Es handelt sich hier überhaupt nicht 
um ein sogenanntes kontradiktorisches Ver- 
fahren. 

Abs. 4; Die Art und Weise der Durchfüh- 
rung der Vermittlung überläßt die Vorschrift 
in weitem Umfang dem Vermittler. Ihm 
wird hier nur aufgegeben, sich in persön- 
lichem Benehmen mit dem Sachverhalt ver- 
traut zu machen und sich um einen Ausgleich 
zu bemühen. 

Abs. 5: Die Klärung von Unstimmigkeiten im 
Wege der persönlichen Aussprache entspricht 
soldatischer Art am meisten. Dieser Weg des 
Ausgleichs wird hier ausdrücklich eröffnet. 
Der Verklagte soll gehalten sein, dem Be- 
schwerdeführer Gelegenheit zur Darlegung 
seines Standpunktes zu geben. 

§ 5 bezeichnet die Stellen, bei denen die Be- 
schwerde einzulegen ist. Die Vorschrift besagt 
noch nichts darüber, wer die Beschwerde zu 
entscheiden hat. 

Abs. 1: Der Beschwerdeführer hat die Wahl, 
ob er die Beschwerde bei seinem nächsten 
Disziplinarvorgesetzten oder bei der für die 
Entscheidung zuständigen Stelle anbringen 
will. Diese Wahlmöglichkeit bedeutet eine 
Erleichterung der Beschwerde, da der Be- 
schwerdeführer bei Zweifeln über die für die 
Entscheidung zuständige Stelle sich ohne 
Rechtsverlust an seinen nächsten Disziplinar- 
vorgesetztcn wenden kann. Sie läßt es an- 
dererseits zu, daß er sich unmittelbar an den 
für die Entscheidung zuständigen höheren 
Vorgesetzten wendet, wenn er sich nicht an 
den nächsten Disziplinarvorgesetzten wen- 
den will. 

Abs. 2: Für Soldaten, die In einem Lazarett 
krank liegen oder als Untersuchungs- und 
Strafgefangene In Arrest- oder Strafanstalten 
festgehalten werden, wird in dieser Vor- 
schrift eine zusätzliche Möglichkeit für die 
Einlegung der Beschwerde eröffnet. 

Abs. 3 regelt den Fall, daß die gemäß den 
vorherigen Absätzen angegangenen Stellen 


nicht selbst zur Entscheidung zuständig sind. 
Diese müssen die Besdiwerde mit ihrer Stel- 
lungnahme unverzüglich der zuständigen 
Stelle zuleiten. Sie sind dabei im Interesse 
der Beschleunigung nicht an den Dienstweg 
gebunden. 

§ 6 enthält Vorschriften über die Frist für 
die Einlegung der Beschwerde und über die 
Form der Beschwerde. 

Abs. 1: Ebenso wie bei der Anrufung eines 
Vermittlers darf die Beschwerde erst nach 
Ablauf einer Nacht eingelegt werden. Für die 
Festsetzung der bei der Einlegung der Be- 
schwerde einzuhaltenden Frist muß einer- 
seits dem militärischen Interesse nach schnel- 
ler Entscheidung von Beschwerden Rechnung 
getragen werden, andererseits muß vermie- 
den werden, daß durch eine zu kurz bemes- 
sene Frist eine Verkürzung der Rechte des 
Soldaten elntritt. Die für die Wehrmacht 
früher geltende Frist von 7 Tagen soll daher 
auf zwei Wochen ausgedehnt werden. Diese 
Verlängerung der Frist erscheint insbesondere 
deshalb gerechtfertigt, weil die Beschwerde 
auch später gerichtlich zu verfolgende An- 
sprüche zum Gegenstand haben kann. 

Abs. 2: Die Einlegung der Beschwerde soll 
schriftlich oder mündlich erfolgen können. 
Für den Fall der mündlichen Einlegung wird 
die Aufnahme einer Niederschrift vorge- 
schrieben. Diese soll vom Beschwerdeführer 
unterschrieben werden, um zu gewährleisten, 
daß die Niederschrift mit seinem mündlichen 
Vortrag übereinstimmt. 

§ 7: Die kurz bemessenen Fristen des Ge- 
setzes lassen es erforderlich erscheinen, den 
Fall der Fristversäumnis im Gegensatz zu 
ähnlichen Verfahrensordnungen ausdrücklich 
zu regeln. Die Gefahr, daß gerade der Sol- 
dat durch außergewöhnliche dienstliche In- 
anspruchnahme, z. B. während eines Manö- 
vers oder auch durch Naturereignisse oder 
andere unabwendbare Zufälle an der Ein- 
haltung der Fristen gehindert wird, ist beson- 
ders groß. Die Vorschrift sieht für diesen Fall 
nicht die Wiedereinsetzung in den vorheri- 
gen Stand vor; sie würde einen besonderen 
Antrag erfordern und erscheint daher für 
dieses Verfahren nicht geeignet. Flier er- 
scheint der einfachere Weg einer Ablaufhem- 
mung geeigneter. 

§ 8 enthält Vorschriften über die Zurück- 
nahme der Beschwerde. Die Zurücknahme ist 
grundsätzlich jederzeit zulässig. Wird sie vor- 
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genommen, so ist die Beschwerde erledigt. 
Sie wird nicht weiter bearbeitet. Dem Be- 
schwerdeführer sollen aus der Tatsache, daß 
eine Beschwerde eingelegt worden ist, keine 
Nachteile erwachsen. Nur um etwaige Zwei- 
fel zu zerstreuen, soll darauf hingewiesen 
werden, daß die Pflicht des Vorgesetzten, der 
mit der Beschwerde befaßt wurde, bestehen 
bleibt, etwaige Mängel im dienstlichen Be- 
reich, die mit der Beschwerde zu seiner 
Kenntnis gelangt sind, abzustellen. 

Die Vorschrift sieht für die Zurücknahme 
der Beschwerde eine strengere Form vor als 
für deren Einlegung. Die Zurücknahme kann 
nur durch schriftliche Erklärung erfolgen. 
Die Zurücknahme wird dadurch gegenüber 
der früher geltenden Regelung erschwert. 
Das ersclieint gerechtfertigt, weil der Be- 
schwerdeführer nach dem vorliegenden Ent- 
wurf mit der Zurücknahme der Beschwerde 
zugleich die Möglichkeit verliert, den Rechts- 
weg zu beschreiten. 

§ 9: Die Vorschrift regelt die Zuständigkeit 
für die Entscheidung über die Beschwerde. 
Die Mannigfaltigkeit der Fälle, die im Weg 
der Beschwerde zur Entscheidung gestellt 
werden können, läßt es nicht zu, die zur Ent- 
scheidung zuständige Stelle für alle in Be- 
tracht kommenden Beschwerdefälle sdion 
heute im Gesetz zu benennen. Die Zuständig- 
keit zur Entscheidung ist vielmehr abhängig 
von dem Gegenstand der Beschwerde einer- 
seits und von der Stellung des Verklagten 
andererseits. Auf jeden Fall soll, sofern nicht 
die Behörden der Verteidigungsverwaltung 
zuständig sind, nur ein Disziplinarvorgesetz- 
ter eine Beschwerde entsdieiden können. 

Nach der vorliegenden Regelung ist für eine 
Beschwerde über einen Gruppenführer nicht 
der Zugführer, sondern der Kompanieführer 
zuständig, da er der nächste Disziplinarvor- 
gesetzte ist. Richtet sich die Beschwerde 
gegen das Verhalten des Kompanieführers, so 
ist der Bataillonskommandeur für die dienst- 
liche Beurteilung und damit für die Entschei- 
dung der Beschwerde zuständig. Wird über 
einen Vorgesetzten in besonderer Funktion, 
etwa über einen Offizier vom Standortdienst, 
Beschwerde geführt, so hat der Standort- 
älteste, dem er für die Dauer seines Dienstes 
als Standortoffizier unterstellt ist, die Be- 
schwerde zu entscheiden. 

Ein besonderer Anwendungsfall der Zustän- 
digkeitsvorsclirift des Abs. 1 ist in Abs. 2 
geregelt. Hat das Unterstellungsverhältnis 


des Verklagten gewechselt, dann ist die Zu- 
ständigkeit für die Entscheidung über die 
Beschwerde in besonderer Weise von deren 
Gegenstand abhängig. Riditet sich die Be- 
schwerde nicht gegen die sachliche Entschei- 
dung eines Vorgesetzten oder einer Dienst- 
stelle, sondern gegen ein persönliches Ver- 
halten des Verklagten, wird insbesondere ein 
disziplinwidriges Verhalten behauptet, dann 
müssen die neuen Vorgesetzten über die Be- 
schwerde entscheiden, da nur sie eine etwa er- 
forderliche disziplinäre Ahndung vornehmen 
können. In anderen Fällen, das heißt, wenn 
sich die Beschwerde gegen Maßnahmen einer 
Dienststelle als solcher richtet, bleiben die 
bisherigen Vorgesetzten zuständig. Wendet 
sich z. B. die Beschwerde wegen der Ableh- 
nung eines Urlaubsgesuches gegen den Kom- 
panieführer, so hat die Versetzung dieses 
Kompanieführers keinen Einfluß auf die Be- 
schwerde, es sei denn, daß die Beschwerde 
sich darauf stützt, daß der Vorgesetzte das 
Gesuch aus Schikane oder durch keine sach- 
lichen Gründe gerechtfertigtes Mißwollen ab- 
gelehnt habe. 

Für den Fall des Zweifels über die Zuständig- 
keit sieht Abs. 3 vor, daß der nächste ge- 
meinsame Vorgesetzte die Zuständigkeit be- 
stimmt. 

§ 10: Um eine sachgerechte Entscheidung 
über die Besdiwerde herbeizuführen, werden 
für die Vorbereitungen dieser Entscheidung 
in diesem Paragraphen Vorschriften getrof- 
fen. 

Abs. 1 Satz 1 begründet eine Aufklärungs- 
pflicht des für die Entscheidung zuständigen 
Vorgesetzten. Diese Aufklärung soll der Vor- 
gesetzte nicht selbst vorzunehmen brauchen. 
Er kann sie Offizieren, nicht aber auch 
Unteroffizieren oder Mannschaften über- 
tragen. Die Vorschrift, daß der Inhalt münd- 
licher Verhandlungen aktenkundig zu machen 
ist, entspricht militärischer Übung und soll 
die Überprüfung in einem etwaigen weiteren 
Verfahren ermöglichen. 

Abs. 2: Betrifft die Beschwerde Angelegen- 
heiten besonderer Eachdienstzweige (etwa der 
Ärzte, Ingenieure), so soll sichergestellt wer- 
den, daß bei der Entscheidung der Be- 
schwerde die fachlichen Gesichtspunkte Be- 
rücksichtigung finden. 

Sofern die höhere Fachdienststelle niclit selbst 
zu entscheiden hat, mui^ ihre Stellungnahme 
cingeholt werden. Diese Regelung paßt sich 
den organisatorischen Bestimmungen über die 
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Eingliederung der Fach dienstzweige in das 
Gefüge der Streitkräfte an. 

Abs. 3: Die Anhörung des Vertrauensmannes 
kann dem Disziplinarvorgesetzten wertvolle 
Hinweise für eine befriedigende Entscheidung 
über eine Beschwerde geben. Die Anhörung 
des Vertrauensmannes soll daher erfolgen, 
sofern in der Beschwerde Fragen berührt 
sind, die zum gesetzlich bestimmten Auf- 
gabenkreis des Vertrauensmannes gehören. 
Darüber hinaus soll er beteiligt werden, wenn 
eine Beschwerde eine persönliche Kränkung 
zum Gegenstand hat. 

§ 11: Eine militärische Beschwerdeordnung 
muß auch ungewöhnlichen Situationen Rech- 
nung tragen. Soweit möglich, soll der Soldat 
auch in solchen Lagen sein Recht verfolgen 
können. 

§11 fügt demgemäß zwei Sonderbestimmun- 
gen ein, die für den Fall gelten, daß der für 
die Entscheidung zuständige Disziplinarvor- 
gesetzte bei abgesetzten Truppenteilen, an 
Bord von Schiffen oder in ähnlichen Fällen 
auf dem gewöhnlichen Postwege nicht er- 
reidabar ist. 

Ähnlich der Regelung des § 7 kann der Be- 
schwerdeführer seine Beschwerde unabhängig 
von der Dauer der Behinderung noch anbrin- 
gen, wenn diese weggefallen ist. Darüber hin- 
aus kann er die Beschwerde bei dem höchsten 
anwesenden Offizier einlegen. Dieser soll die 
Beschwerde nicht schon entsdieiden, er soll 
aber die Entscheidung vorbereiten und darf 
insbesondere vorläufige Maßnahmen treffen. 
Er kann also die Aussetzung einer mit der 
Beschwerde angefochtenen Maßnahme an- 
ordnen. 

§ 12 enthält in Abs. 1 Formvorsdiriften für 
den Beschwerdebescheid. Die Entscheidung 
muß schriftlich ergehen; sie muß begründet 
werden; sie muß eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten, sofern die Beschwerde abgelehnt 
wird. Die Bekanntgabe an den Beschwerde- 
führer kann durch Aushändigung gegen 
Empfangsschein oder durch Zustellung nach 
anderen Vorschriften des Verwaltungszustel- 
lungsgesetzes erfolgen. Der früher geltenden 
Regelung folgend, soll der Bescheid audi dem 
Verklagten mitgeteilt werden. Dieser ist zwar 
nicht Partei des Verfahrens, wird aber häufig 
durch die Entscheidung berührt. 

Abs. 2 trifft Bestimmung darüber, wie zu 
verfahren ist, wenn eine strafgerichtlich zu 
verfolgende Handlung Gegenstand der Be- 


schwerde ist. Die Beschwerde ist insoweit un- 
verzüglich an die zuständige Strafverfol- 
gungsbehörde abzugeben. Soweit der Sach- 
verhalt nicht strafrechtlicher Natur ist, wird 
er in der sonst vorgesehenen Weise behandelt 
und entschieden. Die Abgabe an die Straf- 
verfolgungsbehörde soll dem Beschwerdefüh- 
rer mitgeteilt werden. 

Die Abgabe an die Strafverfolgungsbehörde 
wird die Beschwerde nicht in allen Fällen aus 
der Welt schaffen. Zu denken ist an den Fall, 
daß diese Behörde eine strafbare Handlung 
nidit als vorliegend ansieht oder daß sie das 
Verfahren z. B. wegen Geringfügigkeit ein- 
stellt. In solchen Fällen bleibt für eine weitere 
Behandlung der Beschwerde Raum. 

Für verspätet oder auf falschem Wege einge- 
legte Beschwerde schreibt Abs. 3 die Zurück- 
weisung vor. Wenn eine Beschwerde so aus 
formellen Gründen scheitert, ist es dennoch 
angezeigt, den ihr zugrunde liegenden Sach- 
verhalt nicht unbeachtet zu lassen. Möglicher- 
weise werden in der Beschwerde Mängel auf- 
gezeigt, deren Behebung im Interesse der 
Streitkräfte liegt. Die Vorschrift sieht daher 
vor, daß auch bei einer wegen Formmängel 
zurückgewiesenen Beschwerde, soweit erfor- 
derlich, für Abhilfe zu sorgen ist. 

§13 regelt den sachlichen Inhalt der zu tref- 
fenden Beschwerdeentscheidung. 

Abs. 1 Satz 1 spricht den Grundsatz aus, daß 
einer Beschwerde, soweit sie sich als begrün- 
det erweist, stattzugeben und für Abhilfe zu 
sorgen ist. Für den Fall der Beschwerde, die 
nicht begründet ist, spricht Abs. 3 aus, daß 
sie zurückzuweisen ist. 

Die Vielfalt der denkbaren Beschwerdefälle 
läßt es nicht zu, die Möglichkeiten der Ab- 
hilfe im einzelnen aufzuzählen. Sofern im 
Abs. 1 Möglichkeiten der Abhilfe aufgezählt 
sind, will diese Aufzählung nicht erschöpfend 
sein, doch dürften die wichtigsten Fallgrup- 
pen erwähnt sein. 

Im Vordergrund steht die Aufhebung oder 
Abänderung von Befehlen oder Maßnahmen, 
die unzulässig oder unsachgemäß waren. Die 
demnächst aufgeführte Fallgruppe der bereits 
ausgeführten Befehle bedarf besonderer Her- 
vorhebung. Wenn ein Befehl ausgeführt oder 
sonst erledigt ist und demgemäß seine Auf- 
hebung nicht mehr möglich ist, soll doch aus- 
gesprochen werden, daß er nicht hätte er- 
gehen dürfen. Diese Bestimmung soll auch 
zum Ausdruck bringen, daß ein Befehl noch 
Gegenstand einer Beschwerde sein kann. 
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wenn er bereits ausgeführt ist. Anders wür- 
den unzulässige und unsachgemäße Befehle 
vielfach einer Nachprüfung überhaupt ent- 
zogen werden. Ausdrücklich werden auch 
die Fälle der zu Unrecht unterbliebenen 
Maßnahmen und der zu Unrecht abgelehnten 
Gesuche und Anträge genannt. Diese sind, 
soweit es noch möglich ist, nachzuholen oder 
zu genehmigen. Auch hier ist auszusprechen, 
daß eine Maßnahme hätte vorgenommen 
oder ein Antrag hätte genehmigt werden 
müssen, wenn die Vornahme nicht mehr 
möglich ist, doch erscheint es nicht erforder- 
lich, dies im Entwurf ausdrücklich niederzu- 
legen. 

Abs. 2 behandelt die Beschwerdefälle, die 
eine Anzeige disziplinwidrigen Verhaltens 
enthalten. In diesen Fällen sind die Vorge- 
setzten gehalten, nach der Wehrdisziplinar- 
ordnung zu verfahren. Da die Disziplinar- 
ordnung vom Opportunitätsprinzip be- 
herrscht wird, kann eine Verpflichtung zu 
disziplinärer Ahndung nicht begründet wer- 
den. Dem Beschwerdeführer soll die nun- 
mehr getroffene disziplinäre Entscheidung 
mitgeteilt werden. Eine solche Mitteilungs- 
pflidit erscheint angezeigt, weil der Be- 
schwerdeführer wegen eines Dienstvergehens 
eine Beschwerde nur erheben kann, wenn er 
selbst durch diesen Verstoß gemäß § 1 ver- 
letzt wird. 

§ 14: Gemäß § 1 kann Gegenstand der Be- 
schwerde nur eine Behandlung oder ein Ver- 
halten sein, das den Beschwerdeführer unmit- 
telbar beschwert. Die Entscheidung über die 
Beschwerde hat demgemäß nur die Beseiti- 
gung dieser Beschwerde zum Gegenstand. Tat- 
sächlich wird der Sachverhalt, der mit der 
Besdiwcrdc angefochten wdrd, häufig nur ein 
Ausfluß sonstiger Mängel sein, die durch 
den Beschwerdebescheid allein nicht beseitigt 
werden. 

Richtet sich die Beschwerde eines Soldaten 
beispielsweise gegen einen Übergriff eines 
Unteroffiziers, so kann der wahre Mangel in 
einer Vernachlässigung der Aufsichtspflicht 
der Vorgesetzten dieses Unteroffiziers liegen. 
Es kann daher angezeigt sein, die Unter- 
suchung hierauf zu erstrecken. § 14 dehnt da- 
her die Untersuchungspflicht weiter aus. 
Etwaige Maßnahmen, die auf Grund dieser 
erweiterten Untersuchung getroffen werden, 
haben allerdings auf die Entscheidung der Be- 
schwerde keinen Einfluß. 

§ 15 läßt die Fortsetzung des Beschwerde- 
verfahrens auch nach der Beendigung des 


Dienstverhältnisses zu, sofern die Beschwerde 
vor dessen Beendigung eingelegt worden ist. 

§ 16 enthält die Vorschriften über die weitere 
Beschwerde. Für die Einlegung der weiteren 
Besdiwerde gilt die gleiche Frist wie für die 
Einlegung der Beschwerde. Die Zuständigkeit 
für die Entscheidung der weiteren Beschwerde 
ergibt sich ohne Schwierigkeit aus dem 
hierarchischen Gefüge der Streitkräfte. Zu- 
ständig ist der nächsthöhere Diszlplinarvor- 
gesetzte oder die nächsthöhere Behörde der 
Verteidigungsverwaltung. Für die weitere 
Beschwerde sollen im übrigen die Vorschrif- 
ten über die Beschwerde entsprechend ange- 
wendet werden. 

Ein besonderer Weg zur Beschleunigung der 
Beschwerde Ist In Abs. 2 eröffnet. Der Sol- 
dat kann, wenn über die Beschwerde inner- 
halb eines Monats nicht entschieden worden 
Ist, ohne diese Entscheidung abzuwarten, die 
weitere Beschwerde einlegen. Die für die 
Entscheidung über die weitere Beschwerde 
zuständige Stelle ist nunmehr gehalten, eine 
S:^henrschcidung zu treffen. 

§ 17; Wie im allgemeinen Teil der Begrün- 
dung ausgeführt Ist, soll das Beschwerdever- 
fahren an die Stelle des Vorverfahrens der 
Verwaltungsgerichtsordnungen treten. Der 
Soldat soll an Stelle der geltenden Vorschrif- 
ten über das Vorverfahren, wie es z. Z. in 
den Verwaltungsgerichtsordnungen dfr Län- 
der geregelt Ist, nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes vergehen können. Das gerichtliche 
Verfahren soll indessen — von der Sonderbe- 
stinimung des Abs. 4 abgesehen — unberührt 
bleiben. 

Die Fälle, in denen die Vorschriften dieses 
Paragraphen Anwendung finden, ergeben 
sich einerseits aus § 59 des Soldatengesetzes, 
in dem grundsätzlich der Verwaltungsrechts- 
weg für Klagen des Soldaten aus seinem mill- 
tärisdien Dienstverhältnis eröffnet Ist, an- 
dererseits aus § 17 dieses Gesetzes, in dem für 
einen Teil der genannten Fälle der Rechts- 
weg vor den Wehrdiszipllnarkammern er- 
öffnet wird. 

Abs. 2: Die im Rahmen dieses Paragraphen 
anfallenden Beschwerden lassen es geboten 
erscheinen, zuzulassen, daß die Beschwerde 
auch bei der Stelle eingelegt wird, die die be- 
schwerende Maßnahme angeordnet hat. Ist 
etwa die Festsetzung der Besoldung oder des 
Dienstalters Gegenstand der Beschwerde, 
dann wird die Stelle, die die Entscheidung ge- 
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troffen hat, auf die Einwände des Be- 
schwerdeführers hin häufig schon ihre Ent- 
scheidung ändern. In diesen Fällen besteht 
kein Bedürfnis, die Vorgesetzte Stelle über- 
haupt mit der Sache zu befassen. Wenn von 
der Stelle, die die Entscheidung getroffen 
hat, Abhilfe geschaffen worden ist, ist die Be- 
schwerde erledigt. 

Abs. 3. Die Anwendung der allgemein für 
die Beschwerde geltenden Vorschriften führt 
dazu, daß die Beschwerde auch in den Fäl- 
len dieses Paragraphen keine aufschiebende 
Wirkung hat. Zwar kann die aufschiebende 
Wirkung gemäß § 3 Abs. 2 von der für die 
Entscheidung zuständigen militärischen oder 
Verwaltungsdienststelle angeordnet werden. 
Es erscheint jedoch geboten, eine weitere 
Möglichkeit zu eröffnen, die Aussetzung her- 
beizuführen. Der Soldat soll, sofern er nur 
eine Beschwerde eingelegt hat, die Möglich- 
keit haben, bei dem für eine Anfechtungs- 
klage zuständigen Gericht die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen. Das 
Gericht soll nicht nur diese Anordnung tref- 
fen können, sondern soll auch befugt sein, 
die Aufhebung der Vollziehung anzuordnen, 
wenn die Maßnahme im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung schon vollzogen ist. Diese Rege- 
lung verhindert, daß der Soldat Rechtsnach- 
teile dadurch erleidet, daß die Beschwerde 
keine aufschiebende Wirkung hat. 

Abs. 4 sieht in Anlehnung an den Entwurf 
der Verwaltungsgerichtsordnung (§ 84) vor, 
daß das Verwaltungsgericht eine Klage mit 
bindender Wirkung an die Wehrdisziplinar- 
kammer verweist, wenn es deren Zuständig- 
keit für gegeben hält. Die Vorschrift soll 
einer Vereinfachung des Verfahrens dienen. 

§18 regelt in Abs. 1, in welchen Fällen der 
Besdiwerdeführer den Antrag auf Entschei- 
dung der Wehrdisziplinarkammer stellen 
kann, wenn seine weitere Beschwerde erfolg- 
los geblieben ist. Die Fälle werden nach dem 
Enumerationsprinzip bestimmt. Der Antrag 
soll zulässig sein, wenn die Beschwerde eine 
Verletzung seiner Rechte oder eine Ver- 
letzung von Pflichten eines Vorgesetzten ihm 
gegenüber gemäß dem Zweiten Unterab- 
schnitt des Ersten Abschnitts des Soldaten- 
gesetzes mit Ausnahme derjenigen der §§ 24, 
25, 30 und 31 zum Gegenstand hat. Soweit 
nach dieser Vorschrift die Wehrdisziplinar- 
kammer zuständig ist, liegt eine Ausnahme 
von der im Soldatengesetz vorgesehenen Zu- 
ständigkeit der Verwaltungsgerichte für Kla- 


gen von Soldaten aus dem Wehrdienstver- 
hältnis vor. 

Bei der Festlegung der Zuständigkeit der 
Wehrdisziplinarkammer wurden die im all- 
gemeinen Teil der Begründung erwähnten 
Klagen aus der Rechtsstellung des Soldaten 
nicht einbezogen; ebenso nicht diejenigen aus 
den §§ 24, 25, 30 und 31 des Soldatenge- 
setzes über die Flaftung, das Wahlrecht, die 
Besoldung, die Heilfürsorge, die Versorgung 
und die Fürsorgeleistungen des Bundes. Für 
alle diese Klagen ist das Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten besser geeignet. Da- 
gegen kommen die in den übrigen Vorschrif- 
ten des Zweiten Unterabschnitts des Ersten 
Abschnitts des Soldatengesetzes geregelten 
Gegenstände für eine Entscheidung durch die 
Wehrdisziplinarkammer in Frage. Für die 
Zuweisung an die Wehrdisziplinarkammer 
waren dabei folgende Gesichtspunkte maß- 
gebend: 

— Die Notwendigkeit schneller Entscheidung 
oder 

— Die Zugehörigkeit der zu behandelnden 
Fragen zum Bereich des „Inneren Ge- 
füges" der Bundeswehr oder 

— Die Notwendigkeit, die Entscheidung Ge- 
richten zuzuweisen, die dem Soldaten auch 
bei einem Ortswechsel leicht erreichbar 
bleiben. 

Ebenso wie nach § 16 Abs. 2 die weitere Be- 
schwerde zulässig sein soll, wenn über die Be- 
schwerde innerhalb eines Monats nicht ent- 
schieden worden ist, soll eine derartige Ver- 
zögerung der Entscheidung über die weitere 
Beschwerde die Klage nicht hindern. 

Abs. 2 setzt für die Fälle, in denen die Frist 
für den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
nicht In Lauf kommt, weil über die weitere 
Beschwerde nicht entschieden wird oder die 
Reditsmlttelbelehrung unterlassen oder falsch 
gegeben wird, eine Ausschlußfrist. Auch In 
diesen Fällen soll der Antrag nicht auf unbe- 
grenzte Zeit zulässig sein und damit eine An- 
gelegenheit auf unabsehbare Dauer In der 
Schwebe bleiben. Die vorgesehene Ausschluß- 
frist von einem Jahr stimmt mit dem Ent- 
wurf der Verwaltungsgerichtsordnung (§§ 61 
Abs. 3, 77) überein. Auch in den Ländern 
gelten ähnliche Regelungen. Die Vorschrift 
über die Ablaufhemmung bei Einwirkung 
höherer Gewalt gilt hier entsprechend. 

In Abs. 3 wird die Zulässigkeit eines An- 
trages an die Wehrdisziplinarkammer an die 
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Voraussetzung gebunden, daß geltend ge- 
macht wird, eine dienstliche Maßnahme oder 
Unterlassung sei rechtswidrig. Das Vorliegen 
einer Beschwer als Voraussetzung des An- 
trages ergibt sich schon aus Abs. 1. In diesem 
Absatz ist eine Vorschrift des materiellen 
Rechtes darüber aufgenommen worden, wann 
Rechtswidrigkeit als vorliegend anzusehen 
ist. Rechtswidrigkeit soll audi dann gegeben 
sein, wenn der Beschwerdeführer durch 
Überschreitung oder Mißbrauch dienstlicher 
Befugnisse verletzt ist. Dieser Rechtssatz ent- 
spricht dem ähnlichen Satz des Verwaltungs- 
rechts, der die Rechtswidrigkeit von Ermes- 
sensfehlern behandelt. Im Rahmen der Dis- 
ziplinargerichtsbarkeit wird über die Aus- 
übung der dienstlichen Befugnisse besonders 
häufig zu entscheiden sein. Es erschien daher 
notwendig, festzulegen, wann die fehlerhafte 
Ausübung der dienstlichen Befugnisse als 
rechtswidrig anzusehen ist. 

Abs. 4 regelt das Verfahren der Einreichung 
des Antrages auf Entscheidung der Wehr- 
disziplinarkammer. Der Antrag soll inner- 
halb zweier Wochen nach der Bekanntgabe 
des ablehnenden Bescheides gestellt werden. 
Er soll nur schriftlich eingereicht werden 
können und begründet werden. Der Antrag 
soll bei dem Vorgesetzten eingereicht werden, 
der über die weitere Beschwerde entschieden 
hat. Dieser soll den Antrag mit seiner Stel- 
lungnahme der Wehrdisziplinarkammer vor- 
legen. Die Regelung entspricht derjenigen des 
§ 26 Abs. 4 der Bundesdisziplinarordnung. 
Um dem Soldaten die Rechtsverfolgung zu 
erleichtern, ist zusätzlich vorgesehen, daß es 
zur Fristwahrung auch genügt, wenn er den 
Antrag bei seinem nächsten Disziplinarvorge- 
setzten anbringt. 

Der Absatz regelt endlich noch die örtliche 
Zuständigkeit der Wehrdisziplinarkammer, 
um der Forderung des gesetzlichen Richters 
zu genügen. 

Gemäß Abs. 5 soll der Antrag auf Entschei- 
dung der Wehrdisziplinarkammer keine auf- 
sdiiebende Wirkung haben. Die Notwendig- 
keit dieser Regelung ergibt sich aus der 
Natur der zur Entscheidung stehenden An- 
träge. Der Wehrdisziplinarkammer, in drin- 
genden Fällen ihrem Vorsitzenden, wird das 
Recht eingeräumt, die aufschiebende Wir- 
kung anzuordnen. Diese Befugnis soll wie 
nach § 17 Abs. 3 für das Verwaltungsgericht 
schon vor Stellung des Antrages auf gericht- 
liche Entscheidung gegeben sein, wenn der 
zur Entscheidung über die Beschwerde zu- 


ständige Disziplinarvorgesetzte die Aus- 
setzung nach § 3 Abs. 2 abgelehnt hat. 

§ 19 enthält Bestimmungen über das Verfah- 
ren der Wehrdisziplinarkammer. 

Die Besetzung der Wehrdisziplinarkammer 
ist in der Wehrdisziplinarordnung geregelt. 
§ 56 Wehrdisziplinarordnung enthält Vor- 
schriften über den Dienstgrad der militäri- 
schen Beisitzer. Ihr Dienstgrad ist für das Dis- 
ziplinarverfahren von dem Dienstgrad des 
Beschuldigten abhängig. Für das Verfahren 
der Wehrdisziplinarkammer im Rahmen die- 
ses Gesetzes soll der Dienstgrad des Be- 
schwerdeführers maßgebend sein. Auf diese 
Weise wird gewährleistet, daß ein Kamerad 
aus der Ranggruppe des Beschwerdeführers 
an der Entscheidung über seinen Antrag be- 
teiligt ist. 

Abs. 2 sieht vor, daß die Wehrdisziplinar- 
kammer den Sachverhalt von Amts wegen 
aufzuklären hat. Sie soll Beweise wie im diszl- 
plinargerlchtlichen Verfahren erheben. Inso- 
weit werden die Vorschriften der Wehrdiszi- 
plinarordnung herangezogen. Die Entschei- 
dung der Wehrdisziplinarkammer soll ohne 
mündliche Verhandlung durch Beschluß er- 
folgen, wie dies in gleicher Weise nach § 26 
der Bundesdisziplinarordnung im Verfahren 
auf Beschwerde des Beamten über Diszlpli- 
narbestrafungen durch einen Dienstvorge- 
setzten geschieht. Die Entscheidung soll end- 
gültig sein. Sie muß begründet werden. Ein 
Rechtsmittel gegen den Beschluß der Wehr- 
disziplinarkammer Ist nicht vorgesehen. 
Kommt die Wehrdisziplinarkammer zu dem 
Ergebnis, daß nicht sie, sondern das Verwal- 
tungsgericht zur Entscheidung über den ge- 
stellten Antrag zuständig Ist, so soll sie, statt 
den Antrag wegen Unzuständigkeit abzu- 
weisen, die Sache mit bindender Wirkung an 
das zuständige Gericht verweisen. 

Abs. 3: Wenn auch den Beteiligten keine 
Rechtsmittel gegeben werden sollen, erscheint 
es doch zweckmäßig, einen Weg zu eröffnen, 
auf dem Rechtsfragen von grundsätzlicher 
Bedeutung einheitlich entschieden werden 
können. Hierfür wird vorgesehen, daß die 
Wehrdisziplinarkammer solche Rechtsfragen 
dem Bundesdisziplinarhof zur Entscheidung 
vorlegt. Es ist erforderlich, hier zu bestim- 
men, mit welcher Besetzung der Wehrdiszi- 
linarsenat solche Vorlagen zu entscheiden 
at. Während die Senate des Bundesdiszipli- 
narhofes außerhalb der Hauptverhandlung 
regelmäßig nur mit drei richterlichen Mit- 
gliedern ohne weitere Beisitzer entscheiden 



(§ 43 Bundesdisziplinarordnung), sollen bei 
den Entscheidungen des Wehrdisziplinar- 
senats In Beschwerdeangelegenhelten auch die 
militärischen Beisitzer mitwirken. Es handelt 
sich bei diesen Entscheidungen vielfach um 
wehrdienstliche Fragen, bei deren Beurtei- 
lung auf die Stimme der militärischen Bei- 
sitzer nicht verzichtet werden sollte. 

Die Entscheidung des Wehrdlszipllnarsenats 
soll in der vorliegenden Sache für die Wehr- 
disziplinarkammer bindend sein. Die Rege- 
lung entspricht in den Grundzügen dem der 
Sicherung der Rechtseinheit Innerhalb des 
Bundesdiszipllnarhofes dienenden § 42 der 
Bundesdisziplinarordnung. 

§ 20 behandelt den Inhalt der Entscheidung 
der Wehrdisziplinarkammer. 

Abs. 1: Die Prüfungs- und Entscheidungsbe- 
fugnis der Wehrdisziplinarkammer soll sich 
nur auf die Rechtmäßigkeit, nicht aber auf 
die Zweckmäßigkeit einer angefochtenen 
Maßnahme erstrecken. Sie soll demgemäß die 
Aufhebung eines Befehls oder einer Maß- 
nahme, gegen die sich der Antrag richtet, 
nicht aber auch — wie gemäß § 13 der DIszI- 
plinarvorgesetzte — deren Änderung vor- 
nehmen können. Ist ein Befehl, gegen den 
sich die Beschwerde richtet, bereits ausge- 
führt oder anders erledigt, dann soll die 
Wehrdisziplinarkammer gehalten sein, jeden- 
falls festzustellen, daß er rechtswidrig war. 
Für diese Bestimmung sind dieselben Er- 
wägungen maßgebend, die zu der ähnlichen 
Regelung des § 13 Abs. 1 Satz 2 geführt 
haben. 

Soweit es sich um die Ablehnung eines An- 
trages oder die Unterlassung einer Maß- 
nahme handelt, soll das Geridit im Gegen- 
satz zum DIsziplinarvorgesetzten nicht befugt 
sein, die unterlassene Maßnahme nachzuholen 
oder den Antrag zu genehmigen. Es soll In 
diesem Fall nur die Verpflichtung ausspre- 
chen, daß dem Antrag entsprochen oder die 
unterbliebene Maßnahme nachgeholt werden 
muß, und daß dabei die Rechtsauffassung des 
Gerichts berücksichtigt werden muß. 

Abs. 2: Ergibt das Verfahren vor der Wehr- 
disziplinarkammer, daß der Beschwerdefüh- 
rer durch einen Diszipllnarverstoß verletzt 
worden ist, so soll das Gericht die Verpflich- 
tung aussprechen, nach Maßgabe der Wehr- 
disziplinarordnung zu verfahren. Mit dieser 
Bestimmung soll einerseits erreicht werden, 
daß die Frage, ob eine im Disziplinarweg zu 
ahndende Pflichtverletzung vorliegt, der ge- 


richtlichen Beurteilung im Beschwerdeverfah- 
ren nicht entzogen wird. Andererseits Ist eine 
weitere Einschaltung des Gerichts als hier 
vorgesehen nicht angängig. Das würde dem 
Opportunitätsprinzip der Wehrdisziplinar- 
ordnung widerspredien. Die Verpfliditung, 
die das Gericht ausspricht, führt dazu, daß 
der zuständige Disziplinarvorgesetzte eine 
disziplinäre Würdigung vornehmen muß, 
wenn er auch nicht verpflichtet ist, eine Be- 
strafung auszusprechen. 

§ 21: Der Weg zum obersten Vorgesetzten 
muß jedem Soldaten offenstehen. Das war in 
der Beschwerdeordnung der früheren Wehr- 
macht ebenso vorgesehen, wie es für den Be- 
amten gilt. Abweichend von dem Beschwerde- 
recht der früheren Wehrmacht und dem Be- 
amtenrecht soll hier jedoch nicht verlangt 
werden, daß die Beschwerde den ganzen mili- 
tärischen Dienstweg durchlaufen muß. Wenn 
die weitere Beschwerde erfolglos geblieben 
ist, soll der Bundesminister für Verteidigung 
unmittelbar angerufen werden können. 

Dieser Rechtsbehelf der Anrufung des Bun- 
desministers für Verteidigung soll einerseits 
gegeben sein bei den eigentlichen Dienstauf- 
sichtsbeschwerden, bei denen ein Antrag auf 
Entscheidung der Wehrdisziplinarkammer 
nicht zulässig ist, weil nicht die Rechtmäßig- 
keit, sondern nur die Zweckmäßigkeit einer 
Maßnahme angezwelfelt wird. Der Minister 
soll außerdem aber auch angerufen werden 
können, wenn an sich die Möglichkeit be- 
stünde, die Entscheidung der Wehrdiszipli- 
narkammer herbeizuführen. Hier soll der Be- 
schwerdeführer eine Wahlmöglichkeit erhal- 
ten, da es durchaus Fälle geben kann, in 
denen die Anrufung des Ministers ihm als das 
geeignetere Mittel der Rechtsverfolgung er- 
scheint als eine Anrufung des Gerichts. 

Sofern der Beschwerdeführer von dem Recht 
zur Anrufung der Wehrdisziplinarkammer 
oder zur Klage vor dem Verwaltungsgericht 
Gebrauch macht, muß ihm der Weg zum 
Minister versagt werden, weil sonst vonein- 
ander abweichende Entscheidungen nicht aus- 
geschlossen wären. Nur wenn ein Antrag auf 
Entscheidung der Wehrdisziplinarkammer 
oder eine verwaltungsgerichtliche Klage ohne 
Sachentscheidung geblieben ist, soll dem Be- 
schwerdeführer der Weg zum Minister noch 
offenstehen (Abs. 2). 

Die Anrufung des Ministers soll an eine 
Zwel-Wochen-Frlst gebunden werden, die 
erst nach Ablauf der für den Antrag an die 
Wehrdisziplinarkammer vorgesehenen Frist 
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beginnt. Dadurch, daß die beiden Fristen hin- 
tereinander geschaltet sind, werden verfas- 
sungsrechtliche Bedenken vermieden, die er- 
hoben werden könnten, wenn die Anrufung 
des Gerichts von vornherein wahlweise neben 
der Beschwerde an den Minister zugelassen 
würde. 

Verfahren und Inhalt der ministeriellen Ent- 
scheidung werden im Entwurf nicht geregelt. 
Für das Verfahren der Anrufung sollen die 
Vorschriften über die Einlegung der Be- 
schwerde Anwendung finden. 

§ 22 enthält Sonderbestimmungen für die 
Fälle, in denen Entscheidungen des Bundes- 
ministers für Verteidigung angefochten 
werden. 

Abs. 1: Sofern die Beschwerde gegen eine 
Entscheidung oder eine Maßnahme des Bun- 
desministers für Verteidigung In Frage steht, 
kommt die Anrufung einer höheren Instanz 
nicht in Betracht, da der Bundesminister für 
Verteidigung selbst der oberste Diszlplinar- 
vorgesetzte ist. In diesen Fällen soll deshalb 
unmittelbar der Antrag auf gerichtliche Ent- 


scheidung gestellt werden können. Wenn der 
Minister in den Fällen des § 20 eine Entschei- 
dung trifft, kann jedoch nicht ohne weiteres 
der Rechtsweg eröffnet werden. Für diese 
Fälle bestand bereits gemäß § 17 die Möglich- 
keit, die Entscheidung der Wehrdisziplinar- 
kammer zu beantragen. Wenn die Anrufung 
des Ministers gemäß § 20 entweder gar nicht 
zu einer neuen Entscheidung führt oder wenn 
die angefochtene Entscheidung nur bestätigt 
wird, so besteht kein Bedürfnis zur Eröff- 
nung des Rechtsweges. Wird jedoch vom 
Bundesminister für Verteidigung eine neue 
Entscheidung getroffen, die den Beschwerde- 
führer belastet, so soll ihm der Rechtsweg 
eröffnet werden. Voraussetzung für die An- 
rufung des Gerichts ist auch in diesen Fällen, 
daß die Rechtswidrigkeit der vom Minister 
getroffenen neuen Entscheidung geltend ge- 
macht wird. Dies ergibt sich aus der Ver- 
weisung auf die §§18 bis 20, die zugleich für 
das Verfahren maßgebend sind. Für die Ent- 
scheidung soll der Bundesdisziplinarhof 
(Wehrdisziplinarsenat) zuständig sein. 

§ 23 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

a) In Abs. 2 sind die Worte „ohne zu- 
reichenden Grund“ zu streichen. 

Begründung 

Ob für das Nichterlassen eines Be- 
scheides innerhalb einer bestimmten 
Frist ein zureichender Grund vorliegt 
oder nicht, ist eine Frage der Begrün- 
detheit der Beschwerde, nicht aber 
eine Frage, die die Zulässigkeit der Be- 
schwerde betrifft. 

b) Abs. 3 Satz 2 wird Abs. 4. 
Begründung 

Die Verselbständigung dieser bedeut- 
samen Vorschrift empfiehlt sich aus 
systematischen Gründen. 

c) Der nunmehrige Abs. 4 erhält folgen- 
den Satz 2: 

„Soweit durch diese Vorschrift das 
Petitionsrecht nach Artikel 17 des 
Grundgesetzes berührt wird, wird das 
Grundrecht eingeschränkt.“ 

Begründung 

Die Notwendigkeit dieser Ergänzung 
ergibt sich aus Art. 19 Abs. 1 
Satz 2 GG. 

2. Zu §2 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 
„Verbot der Benachteiligung“. 

b) In den Eingangsworten von § 2 ist das 
Wort „dienstlich“ zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung dient der Klarstellung. 

3. Zu § 3 

Abs. 2 beginnt wie folgt: 

„(2) Die für die Entscheidung über die 
Beschwerde zuständige Stelle kann die 
Ausführung des Befehls oder die Voll- 
ziehung einer Maßnahme bis zur Ent- 
scheidung aussetzen; . . .“ 


Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

4. Zu § 4 

Der Paragraph ist zu streichen. 
Begründung 

Die Einriditung einer Vermittlung und 
Aussprache begegnet schweren Bedenken. 
Die Einrichtung der Vermittlung bei per- 
sönlichen Kränkungen wäre dann unbe- 
denklich und könnte ihren Zweck ohne 
die Gefahr des Mißbrauchs erfüllen, wenn 
es sich um einen geschlossenen Kreis von 
Personen handeln würde, die durch gleich- 
artigen Beruf, Ehrauffassung und sonstige 
Lebensgrundsätze fest miteinander ver- 
bunden sind (z. B. Offizierkorps). Diese 
Einrichtung aber auf die gesamte Bundes- 
wehr auszudehnen, d. h. auf einen Kreis 
von Personen, in dem die verschiedensten 
Auffassungen vorhanden sind, erscheint 
nicht ungefährlich. Die Gefahr des Miß- 
brauchs dieser Einrichtung ist nicht von 
der Hand zu weisen. Jedenfalls erscheint 
eine gesetzliche Regelung des Vermitt- 
lungsverfahrens nicht zweckmäßig; man 
sollte es vielmehr der Initiative des ein- 
zelnen Soldaten überlassen. 

Die Fassung des Abs. 5 erscheint beson- 
ders bedenklich, weil sie die Möglichkeit 
schafft, daß u. U. ein Untergebener seinen 
Dis 2 iplinarvorgeset^cen zwingen kann, 
sich zu einer Av^ssprache zu stellen. Sie 
eröffnet die G.rahr des böswilligen Miß- 
brauches du’-ch subversive Elemente und 
Ist geeignet, die Autorität des Diszipllnar- 
vorgesetzten in Frage zu stellen. 

5. Zu § 5 

a) Abs. 1 Ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Beschwerde ist bei dem 
nächsten Diszipllnarvorgesetzten des 
Beschwerdeführers einzulegen. Ist für 
die Entscheidung eine andere Stelle 
zuständig, so kann die Beschwerde 
auch dort eingelegt werden.“ 
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Begründung 

Klarstellung. 

b) In Abs. 3 sind die Worte „mit ihrer 
Stellungnahme" zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint nicht angebracht, die Bei- 
fügung einer Stellungnahme durch 
den nächsten Disziplinarvorgesetzten 
ausnahmslos z. B. auch dann zu ver- 
langen, wenn die Beschwerde sich 
gegen den Vorgesetzten des Dispizli- 
narvorgesetzten richtet und dem 
Untergebenen eine Beurteilung des 
Verhaltens seines Vorgesetzten zuge- 
mutet wird. Durch die Streichung ver- 
liert die zur Entscheidung über die 
Beschwerde zuständige Stelle nicht das 
Recht, erforderlichenfalls den Diszi- 
plinarvorgesetzten des Beschwerdefüh- 
rers anzuhören. 

6. Zu § 8 

a) Abs. 1 Satz 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Diese Bestimmung erscheint überflüs- 
sig, da sich bereits aus der Zurück- 
nahme der Beschwerde ihre Erledi- 
gung ergibt. 

b) In Abs. 1 ist als Satz 2 einzufügen: 
„Diese Erklärung ist unwiderruflich.". 
Der bisherige Satz 2 wird nunmehr 
Satz 3. Seine Eingangsworte sind wie 
folgt zu fassen: „Sie ist gegenüber dem 
nä Asten . . 

Begründung 

Die Möglichkeit, eine bereits zurück- 
genommene Bes Awerde innerhalb der 
BesAwerdefrist erneut ohne Vorlie- 
gen neuer Gründe einzubringen, soll 
ausgesAlossen werden, da sie in der 
Praxis zu unerwünsAten Folgerungen 
führen muß. 

7. Zu § 9 

a) Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Über die BesAwerde ent- 
sAeidet der Disziplinarvorgesetzte, 
der den Gegenstand der BesAwerde 
zu beurteilen hat. RiAtet sich die Be- 
sAwerde gegen eine Behörde der 
Wehrverwaltung, so entsAeidet deren 
Vorgesetzte Dienststelle." 


Begründung 

Bezüglich der BesAwerde gegen eine 
Behörde muß deutlicher zum Aus- 
druA gebraAt werden, daß unbe- 
sAadet des AbhilfereAts in § 17 
Abs. 2 niAt die Behörde zur Ent- 
sAeldung zuständig ist, deren Ent- 
sAeidung angefoAten wird, sondern 
deren Vorgesetzte Dienststelle. 

b) Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) In Zweifelsfällen bestimmt der 
näAste gemeinsame Vorgesetzte, wer 
zu entscheiden hat." 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

8. Zu § 15 

§ 15 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 15 

Verfahren bei Beendigung des Dienst- 
verhältnisses 

Die Fortführung des Verfahrens wird 
niAt dadurch berührt, daß naA Ein- 
legung der BesAwerde das Dienstverhält- 
nis des B es A Werdeführers endigt." 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

9. Zu § 17 

a) Der Bundesrat ist der Auffassung: 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
ist zu prüfen, ob nicht durch Umstel- 
lung des § 17 des Entwurfs hinter 
§ 20 des Entwurfs der UntersAied 
zwisAen dem normalen BesAwerde- 
verfahren mit ansAließender An- 
rufung der Wehrdisziplinarkammer 
und den Fällen, in denen das Be- 
sAwerdeverfahren an die Stelle des 
verwaltungsgeriAtlichen Verfahrens 
tritt, deutlich gemacht werden sollte. 
Besonders ist die Zuständigkeit der 
Wehrdisziplinarkammer als „Bestim- 
mung eines anderen ReAtsweges" im 
Sinne von § 59 Abs. 1 des Soldaten- 
gesetzes klarer hervorzuheben. Ferner 
ist der Inhalt der §§ 17 und 18 Inso- 
weit aufeinander abzustimmen, als im 
§ 17 eine dem § 18 Abs. 1 Satz 2 ent- 
sprechende VorsArift (Anrufung des 
GeriAts bei Verzögerung der Ent- 
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Scheidung über die Beschwerde) zu er- 
gänzen ist. 

b) In Abs. 1 ist nach dem Wort „Be- 
schwerdeverfahren“ einzufügen „(Be- 
schwerde und weitere Beschwerde)“. 

Begründung 

Die Einfügung des Klammerzusatzes 
dient der Klarstellung, daß auch vor 
Erhebung der Anfechtungsklage (§ 17) 
ebenso wie vor dem Antrag auf Ent- 
scheidung der Dlsziplinarkammer 
(§ 18) der Beschwerdeweg ausge- 

schöpft sein muß. 

c) In Abs. 3 Satz 2 sind die Worte „im 
Zeitpunkt der Entscheidung“ zu strei- 
dien. 

Begründung 

Klarstellung. 

10. Zu § 18 

a) Abs. 1 Satz 2 ist als erster Satz in 
Abs. 2 aufzunehmen. 

Begründung 

Klarstellung, daß die Ausschlußfrist 
in Abs. 2 nur in den Fällen der „Un- 
tätigkeitsklage“ nach Abs. 1 Satz 2 
Platz greift, nicht aber auch in den 
Fällen, in denen sich die Entscheidung 
über die weitere Beschwerde über ein 
Jahr hinaus verzögert. 

b) In Abs. 4 Satz 3 sind die Worte „mit 
seiner Stellungnahme“ zu streichen. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Ziff. 5 b). 

11. Zu§19 

In Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „dem 
Wehrdisziplinarsenat“ zu ersetzen durch 
die Worte „dem Bundesdisziplinarhof 
(W ehr disziplinarsenat) “ . 

Begründung 

Angleichung an die Terminologie der 
WDO. 

12. Zu § 21 

a) Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Ist die weitere Beschwerde er- 
folglos geblieben, so kann der Be- 
schwerdeführer binnen einer Frist von 


weiteren zwei Wochen den Bundes- 
minister für Verteidigung anrufen, 
wenn er keinen Antrag auf Entschei- 
dung der Wehrdisziplinarkammer ge- 
stellt oder keine Klage vor dem Ver- 
waltungsgericht erhoben hat und die 
hierfür vorgesehenen Fristen abge- 
laufen sind.“ 

Begründung 

Die Erhebung der Klage vor dem Ver- 
waltungsgeridit muß dem Antrag auf 
Entscheidung der Wehrdisziplinar- 
kammer gleichgestellt werden. 

b) Die Bundesregierung wird gebeten, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren die 
in § 21 Abs. 1 und § 18 Abs. 2 vorge- 
sehenen Fristen aufeinander abzustim- 
men. 

13. Zu § 22 

§ 22 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 22 

Anfechtung von Entscheidungen des Bun- 
desministers für Verteidigung 

(1) Gegen eine Entscheidung oder eine 
Maßnahme des Bundesministers für Ver- 
teidigung kann der Beschwerdeführer, so- 
fern nicht ein anderer Rechtsweg gegeben 
ist, unmittelbar den Antrag auf Entschei- 
dung des Disziplinargerichts stellen. Die 
Vorschriften der §§18 bis 20 gelten ent- 
sprechend. An Stelle der Wehrdisziplinar- 
kammer entscheidet der Bundesdiszipli- 
narhof (Wehrdisziplinarsenate). 

(2) Soweit der Bundesminister für Ver- 
teidigung in den Fällen des § 21 eine Ent- 
scheidung getroffen hat, ist der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung nur zulässig, 
wenn ein neuer selbständiger Beschwerde- 
grund gegeben ist.“ 

Begründung 

Nach der Fassung des Entwurfs würde für 
die Anfechtung der Entscheidungen des 
Bundesministers für Verteidigung die 
Gabelung des Rechtsweges in Verwal- 
tungsrechtsweg und Anfechtung vor den 
Disziplinargerichten verlassen, indem nur 
Antrag auf Entscheidung durch den Bun- 
desdisziplinarhof zugelassen wird. Gegen 
die Ausschaltung des Verwaltungsrechts- 
weges bestehen erhebliche rechtliche und 
rechtspolitisdie Bedenken. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nr. 1 a) (§ 1 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Regelung des Regierungsentwurfs lehnt 
sich an § 15 Abs. 3 des Gesetzes über das 
Bundesverwaltungsgericht und § 76 des Ent- 
wurfs einer Verwaltungsgerichtsordnung an 
und ist hier aus den gleichen Gründen ange- 
zeigt. 

Die vorgeschlagene Streichung würde dazu 
führen, daß die Beschwerde auch dann be- 
gründet wäre, wenn die Behörde zureichende 
Gründe für die Verzögerung der Entschei- 
dung hat. 

Zur Zulässigkeit der Beschwerde gehört be- 
reits die Behauptung, daß ohne zureichenden 
Grund kein Bescheid erteilt worden ist. 

Zu Nr. 1 b) (§ 1 Abs. 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 1 c) (§ 1 Abs. 4 neu) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 a) (§ 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 b) (§ 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Eine außerdienstliche Benachteiligung etwa 
durch Abbruch persönlicher Beziehungen 
kann das Gesetz nicht verbieten. Mit der 
Streichung wird daher keine Klarstellung er- 
reicht. 

Zu Nr. 3 (§ 3 ) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

In der vorgeschlagenen redaktionellen Ände- 
rung kann keine sprachliche Verbesserung er- 
blickt werden. 


Zu Nr. 4 (§ 4) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Von der Vermittlung im Falle persönlicher 
Kränkung kann eine erwünschte und sach- 
dienliche Lösung persönlicher Spannungen 
erwartet werden. 

Diese Einrichtung, dem Rechtszustand bei 
der früheren Wehrmacht entsprechend, etwa 
auf Offiziere zu beschränken, würde dem mit 
dem Entwurf bezweckten Grundsatz der 
Gleichbehandlung aller Soldaten nicht ent- 
sprechen. 

Der Auffassung, daß die Aussprache mit dem 
Disziplinarvorgesetzten, wie sie in Abs. 5 
vorgesehen ist, dessen Autorität abträglich 
sei, kann nicht beigetreten werden. Die offene 
Aussprache von Mann zu Mann kann bei 
einem Disziplinarvorgesetzten, der seiner 
Aufgabe gewachsen ist, nur dazu beitragen, 
seine Autorität zu erhöhen. Im übrigen be- 
gründet der Entwurf nur die Pflicht des Ver- 
klagten, den Beschwerdeführer anzuhören; 
er ist nicht gezwungen, ihm Rede zu stehen. 

Zu Nr. 5 a) (§ 5 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr, 5 b) (§ 5 Abs. 3) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Auf die Stellungnahme des nächsten Diszipli- 
narvorgesetzten, der den Beschwerdeführer 
am besten kennt, kann bei der Entscheidung 
über die Beschwerde nicht verzichtet werden. 
Durch die Streichung würde wegen der dann 
notwendigen Rückfragen die Behandlung der 
Beschwerde verzögert. 

Die Stellungnahme des nächsten Disziplinar- 
vorgesetzten zwingt ihn nicht, sich zum Ver- 
halten seiner Vorgesetzten zu äußern. In 
diesem besonderen Fall beschränkt sich die 
Stellungnahme auf eine Äußerung zur Person 
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des Besdiwerdeführers und zu den dem näch- 
sten DIsziplinarvorgesetzten etwa bekannten 
Tatsachen. 

Zu Nr. 6 a) und b) 8) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Zurücknahme der Beschwerde bedeutet 
nicht einen Verzicht auf der Beschwerderecht. 
Um dies klarzustellen, soll § 8 Abs. 1 Satz 3 
wie folgt gefaßt werden: „Die eingelegte Be- 
sdiwerde ist dadurch erledigt.“ 

Zu Nr. 7 a) (§ 9) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß der Satz 2 lautet: „In Angelegen- 
heiten der Wehrverwaltung entscheidet die 
nächsthöhere Dienststelle der Wehrverwal- 
tung.“ 

Begründung 

Die Änderung stellt sicher, daß es auch hier 
auf die sachliche Zuständigkeit und nicht 
darauf ankommt, an wen die Beschwerde for- 
mell gerichtet ist. 

Der Standort der Vorschrift des Satzes 2 wird 
im Zusammenhang mit der angeregten Über- 
prüfung des § 17 neu zu bestimmen sein. 

Zu Nr. 7 b) (§ 9) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 8 (§ 15) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 9 a) (§ 17) 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung 
zu, daß die Stellung des § 17 im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens neu zu 
prüfen ist. 


Zu Nr. 9 b) (§ 17 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 9 c) (§ 17 Abs. 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 10 a) (§ 18) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr, 10 b) (§ 18 Abs. 4) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 5 b). 

Zu Nr. 11 (§ 19) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 12 a) und b) (§ 21) 

Dem Vorschlag wird bis auf die Einfügung 
„oder keine Klage von dem Verwaltungsge- 
richt erhoben hat“ zugestimmt; ob es dieser 
Einfügung bedarf, wird im Zusammenhang 
mit der angeregten Überprüfung der §§ 17 ff. 
neu zu prüfen sein. 

Zu Nr. 13 (§ 22) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß an Stelle des Satzes: „sofern 
nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist“, 
gesetzt wird: „in den Fällen des § 18“. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

Die endgültige Stellungnahme zum Vorschlag 
des Bundesrates zu § 22 hängt von der an- 
geregten Überprüfung der §§ 17 ff. ab. Die 
Vorschrift wird daher in diesem Zusammen- 
hang neu zu fassen sein. 
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